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Laut eines Artikels der LTO vom 22.09.2023 komme es zur Verzögerung bei der Umsetzung der soge-
nannten Halbierung der Ersatzfreiheitsstrafe. Das Inkrafttreten der betreffenden Regelung im Gesetz 
zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ersatzfreiheitsstrafe, Strafzumessung, Auflagen und Wei-
sungen sowie Unterbringung in einer Entziehungsanstalt – SanktionenÜG – vom 26.07.2023 sei vom 
01.10.2023 auf den 01.02.2024 verlegt worden. Der Starttermin habe vom Bundestag um vier Monate 
verschoben werden müssen, da einige Bundesländer nicht rechtzeitig IT-Probleme bei der Umsetzung 
der Regelung angezeigt hätten. Weiter wird berichtet, dass die Bundesregierung die Länder bereits im 
August 2022 in das Gesetzgebungsverfahren eingebunden habe und diese ausreichend Zeit gehabt hät-
ten, auf Umsetzungsprobleme hinzuweisen.  
 
Ich frage daher die Landesregierung:  
 
1. Gibt es in Thüringen auch IT-Probleme bei der Umsetzung des SanktionenÜG? Falls ja, bitte an-
geben, worin die bestehen, die eine Verschiebung des Inkrafttretens des SanktionenÜG um vier 
Monate erforderlich gemacht haben.  
2. Inwieweit und seit wann war Thüringen in das Gesetzgebungsverfahren eingebunden?  
3. Welche Folgen hat die Verzögerung des Inkrafttretens des SanktionenÜG für Personen, die zwi-
schen dem 01.10.2023 und 31.01.2024 eine Ersatzfreiheitsstrafe antreten müssen?   
 
Herz, Staatssekretärin:  
 
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete, vor der Beantwortung der Mündlichen Anfrage 
der Abgeordneten Güngör erlauben Sie mir bitte einige Vorabbemerkungen.  
 
Der Bundestag hatte Ende Juni dieses Jahres das Gesetz zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ein-
heitsstrafe, Strafzumessung, Auflagen und Weisung sowie Unterbringung in einer Erziehungsanstalt be-
schlossen. Konkreter Gegenstand der Anfrage ist die vorgesehene Änderung von § 43 des Strafgesetz-
buchs – StGB –, in dem die sogenannte Ersatzfreiheitsstrafe geregelt ist. Nach dieser Vorschrift wird 
grundsätzlich eine Ersatzfreiheitsstrafe verhängt, soweit ein Verurteilter seiner Verpflichtung zur Zah-
lung einer Geldstrafe, die in Tagessätzen verhängt wird, nicht nachkommt und die Geldstrafe unein-
bringlich ist. Nach geltender Rechtslage entspricht ein Tagessatz einem Tag Freiheitsstrafe.  
 
Mit dem genannten Gesetz wird dieser Umrechnungsmaßstab zugunsten des Verurteilten geändert. So 
sollen statt einem zukünftig zwei Tagessätze einem Tag Ersatzfreiheitsstrafe entsprechen.  
 
Dies führt dazu, dass sich die Anzahl der Tage der an die Stelle der Geldstrafe tretenden Ersatzfreiheits-
strafe halbiert. Dies vorabgeschickt, kann ich nunmehr die Einzelfragen beantworten.  
 
Zu Frage 1: Die vorgesehenen Änderungen des genannten Bundesgesetzes haben zur Folge, dass die 
Länder, die für die Strafvollstreckung zuständig sind, Anpassungen im Bereich der IT vornehmen müs-
sen. Dies betrifft insbesondere Module zur Strafzeitberechnung in dem Fachverfahren web.sta. Bei 
web.sta handelt es sich um ein Datenverarbeitungsprogramm für Staatsanwaltschaften, das unter an-
derem für die Freiheitsstrafenvollstreckung und Verwaltung von Haftdaten genutzt wird. Dieses Pro-
gramm wird von einem Verbund von neun Ländern verwendet, unter anderem auch von Thüringen. Die 
erforderlichen Anpassungen mussten zunächst im Länderverbund fachlich abgestimmt und im An-
schluss durch einen externen Dienstleister programmiert werden. Da bei den Dienstleistern die Res-
sourcen zur Umsetzung der Änderung bis zum zunächst vorgesehenen Inkrafttreten des Gesetzes nicht 



vorhanden waren, wurde das Inkrafttreten des Gesetzes vom 1. Oktober 2023 auf den 1. Februar 2024 
verlegt.  
 
Zu Frage 2: Der Referentenentwurf des genannten Gesetzes wurde vom Bundesministerium der Justiz 
den Ländern am 13. Juli 2023 zur Stellungnahme vorgelegt. Zu diesem Zeitpunkt war allerdings natur-
gemäß gänzlich ungewiss, ob, wann und mit welchen konkreten Inhalten ein entsprechender Gesetzes-
beschluss erfolgen würde, sodass eine Vorlegung zum Inkrafttretenszeitpunkt in einem solchen frühen 
Stadium untunlich war. Am 3. Januar 2023 wurde der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Stellung-
nahme vorgelegt. Im Rahmen des Bundesratsverfahrens wurde von Bayern am 26. Juni 2023 auf das 
Problem hingewiesen, dass die Länder Anpassungen im Bereich der IT vorzunehmen haben und des-
halb das Inkrafttreten des Gesetzes zu verschieben ist. Der diesbezügliche Antrag Bayerns wurde da-
raufhin von Thüringen unterstützt.  
 
Als Antwort auf die Frage 3: Zur Klarstellung darf ich zunächst darauf hinweisen, dass es für die An-
wendung des alten oder neuen Rechts nicht darauf ankommt, ob die Betroffenen in dem Zeitraum 1. 
Oktober 2023 bis 31. Januar 2024 die Ersatzfreiheitsstrafe antreten müssen, sondern vielmehr darauf, 
ob sie vor dem 1. Februar 2024 rechtskräftig zu einer Geldstrafe verurteilt wurden. Gegebenenfalls gilt 
für diese Personengruppe die alte Rechtslage. Letztlich gibt es entgegen der der Frage zugrunde liegen-
den Annahme keine Verzögerung des Inkrafttretens, denn die Inkrafttretensregelung des Gesetzent-
wurfs war, was die Umsetzung in der Praxis anbelangt, von Anfang an unrealistisch. Hätte allerdings 
bereits im Gesetzentwurf realistischerweise das Inkrafttreten zum 1. Februar 2024 erfolgen sollen, wür-
den sich für die Verurteilten keinerlei Unterschiede ergeben. Durch die Halbierung der Ersatzfreiheits-
strafe wird also nicht etwa eine zuvor per se ungerechte Rechtslage geändert, sondern der Gesetzgeber 
gewährt in Zukunft eine Besserstellung, auf deren frühere Anpassung kein Anspruch bestand, auch 
wenn der Gesetzgeber das zunächst erwogen und beschlossen hatte, diesen Beschluss aber noch 
nicht vor dem Inkrafttreten der Neuregelung änderte.  
 
Nachfrage Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:  
 
Ja, ich danke Ihnen für die Beantwortung. Ich muss zugeben, dass es lautstärkemäßig gerade schwierig 
war, Sie zu verstehen, weil sowohl im Raum irgendwie viel los ist als auch draußen. Aber ich hoffe, ich 
habe Sie akustisch korrekt verstanden.  
 
Die erste Rückfrage bezieht sich auf Ihre Antwort zu Frage 3. Sie hatten ausgeführt, dass gegebenenfalls 
für diese Personengruppe noch die alte Regelung gelte. Vielleicht können Sie noch mal sagen: Was be-
deutet das jetzt genau? Ich habe verstanden, dass es nicht um diejenigen geht, die in diesem Zeitraum 
die Ersatzfreiheitsstrafe antreten müssen, sondern um diejenigen, die in diesem Zeitraum verurteilt 
worden sind.  
 
Und Frage 2 im Hinblick darauf, dass ein durchschnittlicher Hafttag auch in den Thüringer Justizvoll-
zugseinrichtungen für alle Haftarten ca. 138 Euro kostet: Wie steht die Thüringer Landesregierung all-
gemein zum Thema „Ersatzfreiheitsstrafen“ und deren Reduktion?  
 
Herz, Staatssekretärin: 
 
Ich würde die Fragen gern schriftlich beantworten.  


